
02. September 2024

Fahrgelddelikt führt zur Festnahme
eines gesuchten Mannes in Paderborn

Bundespolizei verhaftet 22-Jährigen nach Fahrgelddelikt in
Paderborn; Haftbefehl wegen unbezahlter Geldstrafe

wegen Diebstahls.

Paderborn – Am Samstagabend, dem 31. August 2024, nahm die
Bundespolizei einen 22-jährigen Mann fest, der in einem
Regionalzug von Kassel nach Paderborn ohne gültiges Ticket
angetroffen wurde. Die Kontrolle wurde durch den Zugbegleiter
eingeleitet, der den Fahrgast daraufhin zur Identitätsfeststellung
der Bundespolizei übergab.

Als die Einsatzkräfte im Hauptbahnhof Paderborn eintrafen,
konnte nicht nur der Identitätsnachweis des Mannes erbracht
werden, sondern es stellte sich zudem heraus, dass ein
Haftbefehl gegen ihn vorlag. Dieser Haftbefehl war von der
Staatsanwaltschaft Arnsberg erlassen worden, nachdem das
Amtsgericht Soest den Mann im August 2023 wegen Diebstahls
mit Waffen zu einer Geldstrafe von insgesamt 600 Euro
verurteilt hatte.

Die Hintergründe des Haftbefehls

Der Schuldspruch enthielt die Vorgabe, die Geldstrafe durch die
Zahlung von 120 Tagessätzen zu je 5 Euro zu beglichen. Der
junge Mann hatte jedoch es versäumt, die geforderte Zahlung zu
leisten, was die Staatsanwaltschaft schließlich zwang, einen
Haftbefehl zu erlassen. Die Ignorierung der Kapitalstrafe hat
direkte Konsequenzen für den Betroffenen, der nun seine Strafe
absitzen muss.



Als die Bundespolizei den Mann ansprach, wurde deutlich, dass
er die Geldstrafe weder an diesem Abend noch an einem
anderen Zeitpunkt begleichen wollte oder konnte. Daher
intensivierten die Beamten die Maßnahmen und brachten den
russischen Staatsangehörigen zur Verbüßung der
Ersatzfreiheitsstrafe von 120 Tagen in eine nahegelegene
Justizvollzugsanstalt.

Dieser Vorfall unterstreicht die strengen Maßnahmen, die die
Bundespolizei in Bezug auf die Einhaltung von Gesetzen und
Vorschriften im öffentlichen Verkehr umsetzt. Besonders die
Kontrolle der Fahrgäste und die Durchsetzung geltender
Rechtsprechung sind essenzielle Aufgaben, um Sicherheit und
Ordnung in den Zügen zu gewährleisten.

Für Fragen zu diesem Vorfall können Interessierte die
Bundespolizeidirektion Sankt Augustin kontaktieren unter der
Telefonnummer 0251 97437 -1011 oder per E-Mail an
presse.ms@polizei.bund.de. Weitere Informationen finden sich
auch auf der offiziellen Webseite der Bundespolizei.

In einem spannenden Umfeld, in dem die Sicherheit im
öffentlichen Verkehr stetig auf die Probe gestellt wird, zeigt
dieser Vorfall, dass Regelübertretungen wie das Fahren ohne
Ticket ernst genommen werden. Die Rechtslage ist klar:
Unabhängig von den persönlichen Umständen müssen die
finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Staat erfüllt
werden, um negative Konsequenzen zu vermeiden.

Details
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